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Einleitung 

Bild: Guillaume Périgois / Unsplash.com 

Europäische Gesetze und Schutzstandards werden 
derzeit von einer Omnibusflotte überrollt. Auf 
dem Prüfstand steht alles: Gesundheits- und Ver
braucher*innenschutz, Umwelt- und Klimaschutz, 
Arbeitsstandards, Menschenrechte in der Lieferkette 
und der Schutz persönlicher Daten im digitalen Raum. 
Kein Bereich des gesellschaftlichen Lebens ist vor den 
Omnibussen sicher. Erst kürzlich kam das europäische 
Lieferkettengesetz unter die Räder. Etwas mehr als 
3000 Unternehmen sind jetzt noch von dem Gesetz 
betroffen, vorher waren es knapp doppelt so viele.1 
Die Ahndung von Menschenrechtsverletzungen in der 
Lieferkette von Unternehmen mit Sitz in der Euro
päischen Union (EU) wurde erschwert. 

Die sogenannten Omnibus-Pakete zur gleichzeitigen 
Änderung, und in diesem Fall Abschwächung, vieler 
Gesetze und Regeln werden von der Europäischen 
Kommission ausgearbeitet. Der von ihr genannte 
Grund: die übermäßige Regulierung und zu strenge 
Berichtspflichten würden die Wettbewerbsfähigkeit 
europäischer Unternehmen bedrohen. Ihre Medizin: 
Tausende EU-Gesetze, Regelungen und Pflichten, das 
sogenannte „EU-Acquis“, sollen einem „Stresstest“ 

unterzogen werden, auch solche, die die Europäische 
Kommission noch eine Legislaturperiode zuvor selbst 
auf den Weg gebracht hat. In Absprache mit Unter
nehmensvertreter*innen wird überprüft, ob sie 
die globale Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschafts
unternehmen behindern. Das selbstgesteckte Ziel: 
Verwaltungskosten und Berichtspflichten für Unter-
nehmen in der EU verringern.2 

Dieses Papier bietet einen Überblick über den aktuellen 
Stand der europäischen Deregulierungsagenda und 
fragt nach deren Folgen für Verbraucher*innen-, Umwelt- 
und Klimaschutz, Menschen- und Arbeitsrechte sowie 
digitale Sicherheit und soziale Gerechtigkeit. 



Was ist ein Omnibus?

Ein Omnibusverfahren bezeichnet eine gesetzgeberische Praxis, bei 
der mehrere Gesetze, Vorschriften oder Pflichten (meist zu einem 
ähnlichen Bereich) in einem Vorgang zusammengefasst und geändert 
werden. Damit soll deren Effizienz und Kohärenz gesichert werden. 
Mit diesem Ziel wurden Omnibusverfahren in der EU bereits in der 
Vergangenheit genutzt, allerdings selten. Der Rechtswissenschaftler 
Alberto Alemanno kritisiert, dass der aktuelle Prozess nichts mehr mit 
dem Ursprungsgedanken von Omnibusverfahren zu tun habe (also der 
notwendigen Aktualisierung bestehender Rechtsakte), sondern dazu 
genutzt werde, durch prozedurale Abkürzungen das zu erreichen, was 
in einem ordentlichen Gesetzesänderungsverfahren nicht gelungen 
wäre. Laut Alemanno dienen „diese neuen Sammelgesetze nicht der 
Vereinfachung, sondern sind Instrumente für eine grundlegende poli­
tische Neuausrichtung. Im Namen der Wettbewerbsfähigkeit werden 
darin Schwellenwerte angehoben, Verpflichtungen abgeschwächt, die 
Durchsetzung aufgeschoben und bestehende Normen aufgehoben. 
Noch kritischer ist, dass sie regulatorische Verpflichtungen zurück­
nehmen, ohne dass die in den EU-Verträgen geforderte Einbeziehung 
der Interessengruppen und die erforderliche Evidenz vorliegen (…).“ 3

Omnibusverfahren durchlaufen den üblichen Weg durch die Euro
päischen Institutionen. Sie müssen vom Rat der Europäischen Union, 
also den zuständigen Minister*innen der Mitgliedsstaaten, sowie den 
Abgeordneten des Europäischen Parlamentes (EP) verabschiedet 
werden. Der Gesamtprozess wurde aber vereinfacht und beschleunigt.4 
Öffentliche Konsultationen finden im Eilverfahren statt. Für keines 
der Omnibus-Pakete wurde eine eigentlich erforderliche Folgen
abschätzung durchgeführt. Das rechtfertigt die Europäische Kom-
mission mit der Dringlichkeit der Vorhaben angesichts der aktuellen 
geopolitischen und wirtschaftlichen Herausforderungen. Die Rettung 
der europäischen Wettbewerbsfähigkeit habe Vorrang vor etwaigen 
Folgen für Umwelt, Menschenrechte und Verbraucher*innen.5 Gerade 
die demokratische Teilhabe kommt bei diesem Gesetzgebungs
verfahren unter die Räder. Das sieht auch die Bürgerbeauftragte der EU, 
Teresa Anjinho so. Einer Beschwerde aus der Zivilgesellschaft folgend, 
leitete sie eine Untersuchung des Omnibus I-Gesetzgebungsverfahrens 
ein. Im Ergebnis stellte sie „Verfahrensmängel bei der Ausarbeitung“ 
fest und forderte die Kommission dazu auf, sicherzustellen, „dass die 
dringende Ausarbeitung von Legislativvorschlägen weiterhin mit den 
Grundsätzen eines transparenten, faktengestützten und inklusiven 
Gesetzgebungsprozesses im Einklang steht.“ 6 Als Reaktion darauf hat 
die Kommission für sich selbst neue „Better Regulation“ Leitlinien 
angekündigt, die u.a. mehr Spielraum für Eilverfahren zulassen sollen.7 
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Konzerne kapern europäische 
Gesetzgebung

Bild: Bernd Dittrich / Unsplash.com 

Die Initiative zur vermeintlichen „Vereinfachung“ (sim-
plification) europäischer Rechtsvorschriften geht nicht 
allein auf die Europäische Kommission zurück. Sie folgt 
den Empfehlungen von Unternehmensverbänden und 
Konzernen. Deswegen sprechen kritische Expert*innen 
auch von einer durch „Konzerne gekaperten Gesetz-
gebung“ (corporate capture).8 Tatsächlich macht die 
Europäische Kommission keinen Hehl daraus, dass sie 
konkreten Anweisungen aus der Wirtschaft folgt. Das 
folgende Zitat von EU-Kommissionspräsidentin Ursula 
von der Leyen auf dem Europäischen Industriegipfel 
2025 in Antwerpen macht dies deutlich: 

„Es ist eine Freude, wieder hier bei Ihnen in Antwerpen 
zu sein, genau ein Jahr nach unserem ersten Treffen. 
Letztes Jahr bin ich nach Antwerpen gekommen, um 
zuzuhören, um mir Ihre Anliegen anzuhören. (…) 
Seitdem haben wir bei der Kommission eigens anbe­
raumte Dialoge mit Vertreter*innen der meisten Ihrer 
strategisch wichtigen Branchen geführt (…). Und ich 
muss Ihnen sagen, dass ich sehr dankbar für diesen 
Dialog bin, denn die Ergebnisse daraus haben die Prio­
ritäten meiner neuen Kommission mitbestimmt. Heute 

haben wir im Kollegium den Deal für eine saubere 
Industrie beschlossen. Wenn Sie sich den Deal für eine 
saubere Industrie ansehen, so wird jede einzelne der 
zehn Empfehlungen aus der Erklärung von Antwerpen 
darin umgesetzt.“ 9

Dabei darf nicht übersehen werden, dass die Schwächung 
europäischer Gesetze und Standards nur ein Teil eines 
weit größeren Maßnahmenplans ist. Der Anfang 2025 
vorgestellte „Kompass für Wettbewerbsfähigkeit“ 10 
zählt ebenso dazu wie das Netz aus über 70 Handels-
abkommen, mit denen neue Absatzmöglichkeiten für 
europäische Konzerne im Ausland geschaffen werden 
sollen. Das geht auch aus der Rede von Ursula von der 
Leyen auf dem Europäischen Industriegipfel 2026 hervor. 
Dort hob sie die Relevanz verschiedener Handels
abkommen für Unternehmen hervor, bspw. mit Mexiko, 
Indonesien und dem Mercosur: „Diese Abkommen 
erschließen Ihnen neue Exportmärkte und sichern 
Ihre Versorgung mit kritischen Mineralien. Dies sind 
Vorteile, die Sie in Ihren Lieferketten – und in Ihren 
Bilanzen  – spüren werden.“ 11 
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Doch außenwirtschaftliche Gewinne reichen euro
päischen Unternehmen nicht. Sie fordern auch den 
Abbau von Umwelt- und Sozialstandards im Binnen-
markt. Dabei ist kein gesellschaftlicher Bereich vor der 
Kettensäge sicher. Die geplante und von der Euro
päischen Kommission als „Vereinfachung“ gepriesene 
Abschwächung bzw. Abschaffung von Gesetzen, Regu-
larien und Pflichten soll „Unternehmen, Branchen, 
Landwirtschaftsbetrieben und nationalen Behörden 
pro Jahr rund 15 Milliarden Euro an Verwaltungs­
kosten einsparen.“ 12 Andere Kosten werden dafür auf 
die Allgemeinheit abgewälzt: Mit 180 Milliarden Euro 
belasten vermeidbare Gesundheitsschäden, Umwelt
verschmutzung und geschädigte Ökosysteme bereits 
heute die Haushalte europäischer Länder, die nur 
dadurch entstehen, weil geltende Umweltgesetz
gebung nicht eingehalten wird.13 

Problematisch ist außerdem: die Gespräche über die 
konkreten Maßnahmen der Deregulierungsagenda 
führen die verantwortlichen EU-Kommissar*innen 
fast ausschließlich mit Unternehmensvertreter*innen. 
In ihrer Kommunikation erweckt die Kommission 
zwar den Anschein, am Austausch mit anderen Stake
holdern interessiert zu sein. Tatsächlich haben die Kom-
missar*innen aber nur etwa zehn Prozent aller Treffen 

mit zivilgesellschaftlichen Organisationen und Gewerk-
schaften geführt.14 Noch krasser ist dieses Ungleich
gewicht bei den sogenannten „Realitätschecks“. Dabei 
handelt es sich um Treffen, die nicht den gängigen 
EU-Transparenzregeln unterliegen, weil sie laut Euro
päischer Kommission rein technischer Natur sind. Dort 
treffen sich die zuständigen EU-Kommissar*innen mit 
Unternehmensvertreter*innen, um deren Feedback zu 
EU-Gesetzen einzuholen. „Liefert der Realitätscheck 
konkrete Hinweise auf zu lösende Probleme, so fließen 
diese unmittelbar in die Ausarbeitung gezielter Ver­
einfachungsmaßnahmen ein, seien diese legislativer 
oder nichtlegislativer Art“,15 heißt es in der offiziellen 
Anleitung der Kommission zu diesen Treffen. Öffentlich 
zugängliche Protokolle zu diesen Treffen gibt es nicht. 

Die Parallelität der Interessen und die enge Zusammen-
arbeit der Europäischen Kommission und Unternehmens
vertreter*innen wird noch deutlicher, wenn wir sie auf 
einer Zeitleiste betrachten, die einige Meilensteine 
auf dem Weg zur Schwächung europäischer 
Rechtsvorschriften enthält.

Bild: Paws and Prints / Unsplash.com
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Juni 2022: Fünf große europäische Unternehmens
verbände veröffentlichen eine gemeinsame Erklä-
rung unter dem Titel „Unternehmen fordern neues 
politisches Engagement zur Wiederbelebung der 
wirtschaftlichen Integration im Binnenmarkt“.16 
Darin fordern sie, übermäßige Regulierung zu ver-
meiden sowie die Überprüfung und Vereinfachung 
bestehender Gesetze, bevor neue vorgeschlagen 
werden.

Oktober 2023: Deutschland und Frankreich ver-
öffentlichen ein gemeinsames Positionspapier 
mit dem Titel „Abbau von Bürokratie in diesen 
beispiellosen Zeiten – Deutsch-französisches Papier 
zu besserer Rechtsetzung und moderner Ver­
waltung in Europa“. Darin fordern die Regierungen 
„die Verwaltungsverfahren zur Genehmigung von 
Investitionsvorhaben in der EU grundlegend zu 
reformieren, zu vereinfachen und zu beschleunigen 
(…).“ 17

Februar 2024: 73 Unternehmensvertreter*innen 
übergeben Ursula von der Leyen die „Erklärung 
von Antwerpen für einen Europäischen Industrie­
deal“, kurz „Antwerp Declaration“. Darin fordern 
sie die Entwicklung eines umfassenden Aktions-
plans, um die Wettbewerbsfähigkeit europäischer 
Unternehmen zu stärken. Dieser solle unnötige 
Komplexität in der Gesetzgebung und übermäßige 
Berichtspflichten abschaffen. Dazu sollen direkt 
zu Beginn der nächsten Wahlperiode der EU 
(2024 – 29) Vorschläge für Omnibusse ausgearbeitet 
werden.18  202519 und 202620 nimmt Ursula von 
der Leyen erneut am Gipfel der Europäischen 
Industrie in Antwerpen teil, um über die Fortschritte 
der Deregulierungsagenda zu berichten. 

Juli 2024: Ursula von der Leyen präsentiert die 
politischen Leitlinien für die nächste Europäische 
Kommission, sollte sie als Kommissionspräsidentin 
wiedergewählt werden. Darin verspricht sie: 
„Schnelligkeit, Kohärenz und Vereinfachung zu 
zentralen politischen Prioritäten“ ihrer Amtszeit zu 
machen. Dazu sollen sich alle Europäischen Kom-
missare mit dem Abbau von Verwaltungslasten in 
ihren Verantwortungsbereichen beschäftigen. 
Zudem sollen regelmäßig Dialoge über die Um
setzung mit den Interessengruppen stattfinden, 
vor allem mit Unternehmen. Ein EU-Kommissar 
für „Vereinfachung der europäischen Rechts­
vorschriften“ soll ernannt und sämtliche EU-Gesetze 
einem „Stresstest“ unterworfen werden.21 

September 2024: Der ehemalige Chef der Euro-
päischen Zentralbank Mario Draghi veröffentlicht 
einen Bericht. In dem sogenannten Draghi-Report 
fordert er unter anderem, dass „Regeln vereinfacht“ 
werden müssten. Um die Wettbewerbsfähigkeit der 
EU zu stärken, müssten sämtliche EU-Gesetze auf 
den Prüfstand gestellt werden. Gleichzeitig fordert 
er zusätzliche Investitionen in Höhe von 800 Milliarden 
Euro, um die grüne und digitale Transformation zu 
meistern.22 Dieser Teil erhält jedoch wenig politische 
Aufmerksamkeit. 

November 2024: Der Europäische Rat veröffent-
licht die „Erklärung von Budapest zum Neuen 
Deal für die europäische Wettbewerbsfähigkeit“. 
Darin fordern die Regierungschef*innen der 27 
EU-Mitgliedsstaaten unter anderem die „Einleitung 
eines revolutionären Vereinfachungsprozesses.“ 23

Januar 2025: Die Europäische Kommission ver
öffentlicht den „Kompass für Wettbewerbs
fähigkeit“, zu dem auch die Omnibus-Vorschläge 
gehören. Mit diesen sollen EU-Vorschriften verein
facht werden, „um günstige Bedingungen zum 
Wohle von Europas Unternehmen zu schaffen.“ 24

Februar 2025: Die Europäische Kommission gibt 
ihr Arbeitsprogramm 2025 bekannt: „Gemeinsam 
voranschreiten: Eine mutigere, einfachere und 
schnellere Union“. Darin erklärt sie, starke Partner-
schaften mit Unternehmen und Stakeholdern ein-
gehen zu wollen, um die EU-Regeln zu vereinfachen, 
die derzeit deren Wettbewerbsfähigkeit behindern. 
Zudem kündigt sie ein erstes Paket von Omnibus-
Vorschlägen an.25

Seitdem findet auf europäischer Ebene eine massive 
Abschwächung europäischer Gesetze, Schutzstandards 
und Berichtspflichten im Rahmen von umfassenden 
Omnibussen statt.
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Unter die Räder gekommen –  
die Omnibusflotte im Detail

i	 Die Namen der Omnibus-Pakete entsprechen den von der Europäischen Kommission vergebenen Bezeichnungen und stellen keine eigene Wertung dar. Omnibus IV-X 
waren zu dem Zeitpunkt der Ausarbeitung noch nicht verabschiedet. Die vorgestellten Inhalte beziehen sich auf die Vorschläge der Kommission (wenn nicht anders 
angegeben). Der finale Omnibus, der sich aus dem Verhandlungsprozess zwischen EP, Rat und Kommission ergibt, kann von dem Vorschlag der Kommission abweichen.

Bild: Roger Robotic / Wikimedia Commons

Innerhalb eines Jahres (2025) hat die Europäische 
Kommission zehn Omnibusvorschläge ausgearbeitet. 
Mit einer nie dagewesenen Geschwindigkeit hat sie so 
die Grundlage für die Abschwächung, Entkernung und 
Abschaffung zahlreicher europäischer Gesetze gelegt. 
Besonders Deutschland und Frankreich fordern eine 
schnelle Umsetzung der Omnibusse und setzen andere 
Regierungen unter Druck.26 Auch die Mehrheits
verhältnisse im aktuellen EU-Parlament begünstigen 
eine schnelle Umsetzung der Deregulierungsagenda, 
zumal die konservativen Abgeordneten der Euro
päischen Volkspartei (EVP) keine Skrupel haben, mit 
extrem rechten Fraktionen abzustimmen, um ihre 
Ziele zu erreichen.27

Die folgende Liste bietet eine Übersicht über die bis 
Ende Juni 2026 bekannten Omnibussei, ihren Inhalt 
und den Stand ihrer Verhandlungen.28
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Omnibus-Paket I: Nachhaltigkeit

Betroffene Rechtsvorschriften: die Richt-
linie über die Nachhaltigkeitsberichterstattung 
von Unternehmen (CSRD, Corporate Sustain
ability Reporting Directive), die Richtlinie über die 
Sorgfaltspflichten von Unternehmen in ihren Liefer
ketten (CSDDD, Corporate Sustainability Due 
Diligence Directive), der CO2-Grenzausgleichs
mechanismus (CBAM, CO2-Border Adjustment 
Mechanism)

Stand der Verhandlungen: In Kraft seit dem  
18. März 2026

Kernpunkte des Omnibusses: Wesentlich weniger 
Unternehmen müssen einen Nachhaltigkeits
bericht nach der CSRD erstellen, nämlich nur noch 
solche, die mehr als 1.000 Mitarbeitende haben 
und mehr als 450 Millionen Euro Umsatz im Jahr 
machen. Noch weniger Unternehmen müssen ihre 
Lieferketten überwachen (ab 5.000 Beschäftige 
und 1,5 Milliarden Euro Umsatz). Damit wurde 
die Wirksamkeit der Richtlinien massiv beschränkt. 
Die EU-weit harmonisierte zivilrechtliche Haftung 
wurde aus dem CSDDD gestrichen. Es liegt nun in 
Händen der einzelnen Mitgliedsstaaten, Haftungs
regeln einzuführen. Unternehmen müssen keine 
Pläne mehr erarbeiten und umsetzen, um ihre 
Aktivitäten an die Erfordernisse des Pariser Klima
abkommens anzupassen.29 Mit dem Omnibus 
gelten die unter CBAM zu leistenden Abgaben und 
Berichtspflichten nur noch für 10 Prozent der vorher 
betroffenen Unternehmen, nämlich solche, die pro 
Jahr mehr als 50 Tonnen an Waren einführen, die 
CBAM-relevant sind. Das betrifft hauptsächlich 
Importe von Eisen, Stahl, Zement, Aluminium, Strom, 
Düngemittel, Wasserstoff.30

Unterstützer des Omnibusses: Vor allem drei 
Unternehmensverbände haben sich für die Abschaf-
fung der zivilrechtlichen Haftung stark gemacht, 
deren Mitglieder davon betroffen gewesen wären: 
der Bundesverband der deutschen Industrie (BDI), 
der italienische CONFINDUSTRIA und der fran-
zösische Mouvement des Entreprises de France.31 
Unterstützt wurden sie von der American Chamber 
of Commerce sowie großen US-Unternehmen, 
wie EXXON Mobil, deren europäische Tochter
gesellschaften ebenfalls betroffen gewesen wären.32 
Auch die US-amerikanische Regierung hat die 
beschlossenen Abschwächungen gefordert. Das 
am 21. August 2025 vereinbarte EU-US Rahmen-
abkommen enthält konkrete Vereinbarungen zur 
Abschwächung von CSDDD, CSRD und CBAM.33 
Für eine Abschwächung des CBAM setzten 
sich außerdem der Europäische Stahlverband 
(EUROFER), European Aluminium, Arcelor Mittal 
und weitere Unternehmensverbände aus der 
emissionsintensiven Industrie aktiv ein.34

Kritiker des Omnibusses: Mehr als 360 euro
päische und internationale Organisationen35, pro-
gressive Unternehmen und Wissenschaftler*innen.36

Fazit: Das Lieferkettengesetz und Berichts
pflichten wurden empfindlich geschwächt und 
ihr Anwendungsbereich stark eingeschränkt. So 
betrifft die CSDDD nun beispielsweise weniger als 
0,1 Prozent aller in der EU-tätigen Unternehmen, 
oder in konkreten Zahlen etwa 3.400,37 während 
80 Prozent der vor den vorgenommenen Ände-
rungen betroffenen Unternehmen nun keine 
Nachhaltigkeitsberichterstattung mehr durch
führen müssen.38 Gleiches trifft auf CBAM zu, 
das inzwischen nur noch für einen Bruchteil von 
Unternehmen gilt, die entsprechende Waren in die 
EU importieren. Dieser Omnibus ist ein skanda-
löser Rückschritt sowohl für die Menschenrechte 
entlang der Lieferkette als auch für die euro
päische Klimabilanz.
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Omnibus-Paket II: EU-Investitionen

Betroffene Rechtsvorschriften: Der Euro
päische Fonds für strategische Investitionen und 
das Finanzierungsprogramm InvestEU, zwei auf-
einander aufbauende Finanzinstrumente, die 
über Garantien und Eigenmittel private Investi-
tionen in verschiedenen Bereichen mobilisieren 
sollen. Wichtigste Institution ist die Europäischen 
Investitionsbank (EIB). Mit diesen Fonds soll 
unter anderem die Energiewende vorangetrieben 
werden.39

Stand der Verhandlungen: In Kraft seit dem 24. 
Dezember 2025

Kernpunkte des Omnibusses: EU-Garantien 
im Rahmen von InvestEU werden um 2,9 Mil-
liarden Euro aufgestockt und weitere Mittel zur 
Mobilisierung privater Investitionen bereitgestellt. 
Beratungsdienste für Unternehmen werden aus-
geweitet, um sie besser über mögliche staatliche 
Beihilfen im Rahmen von InvestEU zu informieren. 
Gleichzeitig werden Berichtspflichten von Unter-
nehmen verringert.40

Fazit: Dieser Omnibus hat sehr wenig Aufmerk-
samkeit bekommen. Über die offizielle Bericht
erstattung der Europäischen Kommission hinaus, 
ist wenig Information zu diesem Omnibus vor-
handen. Ein Bericht von Counter-Balance weist 
aber darauf hin, dass es bereits in der Vergangen-
heit Kritik an InvestEU gab. Vermeintliche Inves-
titionen kamen nie in der Realwirtschaft an. Von 
den EU-Garantien profitierten vor allem Unter-
nehmen, die eigentlich über ausreichend eigenes 
Kapital verfügten und der gesellschaftliche Nutzen 
der geförderten Projekte blieb häufig hinter den 
Erwartungen zurück. Die finanzielle Aufstockung 
dieses Instruments bei gleichzeitigem Abbau von 
Berichtspflichten, und damit öffentlichen Kontroll
mechanismen, riskiert Gelder in Projekte zu 
investieren, die nicht der grünen Transformation, 
darunter Dekarbonisierung und Energiewende, zu 
Gute kommen.41

Bild: Masood Aslami / Pexels.com
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Omnibus-Paket III: Gemeinsame Agrarpolitik

Betroffene Rechtsvorschriften: Regeln der 
Gemeinsamen Europäischen Agrarpolitik (GAP), 
insbesondere die Standards für den guten landwirt-
schaftlichen und ökologischen Zustand (GLÖZ)

Stand der Verhandlungen: In Kraft seit dem 1. 
Januar 2026

Kernpunkte des Omnibusses: Der Omnibus III 
ist die jüngste Abschwächung von Umweltschutz-
gesetzen im Agrarbereich. Dem vorangegangen 
waren fünf Wellen von Gesetzesänderungen, die 
die seit 2021 beschlossenen ökologischen Auf-
lagen in der GAP aufhoben oder abschwächten.42 
Auch die Prozesse, die zu diesen vermeintli-
chen „Vereinfachungen“ führten, kritisierte die 
EU-Bürger*innenbeauftragte als nicht regel-
konform, da weder der eigentlich vorgesehene 
Konsultationsprozess stattgefunden habe noch 
entsprechende Folgenabschätzungen der Ände-
rungen vorgenommen wurden. Omnibus III sieht 
u.a. vor, dass mehr Wiesen und Weiden, die als 
Dauergrünland gelten, in Ackerland umgewan-
delt werden dürfen. Dabei ist Dauergrünland für 
Biodiversitäts- und Klimaschutz von zentraler 
Bedeutung. Zudem sollen Landwirt*innen für die 
Einhaltung bestimmter Umweltstandards bezahlt 
werden. Damit wird die Einhaltung von Auflagen 
zum Umweltschutz, die gängige Praxis sein sollte, 
monetarisiert – auf Kosten der öffentlichen Haus-
halte. Kontrollen von kleinen Betrieben (bis 
30 Hektar) und solchen, die Biolandwirtschaft 
betreiben beziehungsweise sich in der Umstel-
lung befinden, werden abgeschafft. Letztere gelten 
künftig automatisch als „GLÖZ-konform“. Insgesamt 
werden Kontrollen für alle Betriebe verringert.43

Unterstützer des Omnibusses: Copa-Cogeca, 
der europäische Verband von Landwirt*innen und 
landwirtschaftlichen Genossenschaften44

Kritiker des Omnibusses: Der Deutsche Natur-
schutzring, das European Environmental Bureau 
(EEB)45 und die Arbeitsgemeinschaft bäuerliche 
Landwirtschaft (AbL). Ottmar Ilchmann, AbL-
Sprecher für Agrarpolitik: „Die berechtigte For­
derung nach Bürokratieabbau und gerechten 
Erzeugerpreisen wird abermals für einen schäd­
lichen Abbau ökologischer Mindeststandards 
genutzt. Dies bedroht die gesellschaftliche Legi­
timation der GAP-Gelder weiter und führt zu 
einem Wettbewerbsnachteil gerade der Betriebe, 
die bereits heute umwelt- und klimaverträglich 
wirtschaften und ihre Tiere besonders art­
gerecht halten.“ 46

Fazit: Anstatt die Gemeinsame Agrarpolitik an 
die Anforderungen des 2019 vorgestellten Euro-
päischen Grünen Deals anzupassen, untergraben 
die Abschwächungen der Umweltstandards für die 
Landwirtschaft deren Umsetzung und Kontrolle. 
Damit begibt sich Ursula von der Leyen in einen 
eklatanten Widerspruch zu dem von ihr eigens auf-
gesetzten Programm „Vom Hof auf den Tisch“, mit 
dem die Lebensmittel für Europa gesünder und 
nachhaltiger gemacht werden sollten.47
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Omnibus-Paket IV: Kleine Unternehmen mit mittlerer 
Kapitalisierung sowie Digitalisierung

ii	 Dieser Omnibus ist noch nicht abgeschlossen, weshalb unklar ist, ob sich die von Rat und Parlament geforderte Definition von kleinen Unternehmen mit 
mittlerer Kapitalisierung durchsetzt. Die Europäische Kommission hatte ursprünglich vorgeschlagen, nur Unternehmen bis 750 Beschäftigten aufzunehmen. Rat 
und EP forderten eine Anhebung auf bis zu 1000 Beschäftigen.

iii	 Laut der NGO Transport & Environment haben sich Rat, EU-Parlament und Kommission Mitte Juni 2026 darauf geeinigt, dass die EU-Batterieverordnung 
nur Unternehmen mit einem Jahresumsatz von über 200 Millionen Euro betrifft. Unklar ist, ob die Angestelltenzahl eine Rolle spielt. Allgemein sollen 
Sorgfaltsberichte unter der Batterieverordnung nur noch alle fünf Jahre durchgeführt werden müssen.

Betroffene Rechtsvorschriften: Dieser 
Omnibus betrifft keine einzelnen Gesetze, sondern 
ändert generelle Anforderungen für Unternehmen 
zwischen 250 und 750 Mitarbeitendenii, soge-
nannte kleine Unternehmen mit mittlerer Kapi-
talisierung. Ausnahmen, die bisher nur für kleine 
und mittelständische Unternehmen (KMU) mit 
bis zu 250 Beschäftigten gelten, sollen auf sie aus
geweitet werden.

Stand der Verhandlungen: Vorläufige Einigung 
zwischen Verhandler*innen von Rat, Europäischer 
Kommission und EU-Parlament (Juni 2026). Diese 
muss nun den offiziellen Abstimmungsprozess in 
Rat und EP durchlaufen.

Kernpunkte des Omnibusses: Dieser Omnibus 
führt eine neue Unternehmenskategorie ein, 
die zwischen KMUs und großen Unternehmen 
liegt, die sogenannten „kleinen Unternehmen 
mit mittlerer Kapitalisierung“. Bislang mussten 
Unternehmen ab 250 Mitarbeitenden allen 
Berichtspflichten nachkommen, die auch auf sehr 
große Unternehmen zutrafen. Das soll sich mit 
diesem Omnibus ändern. Konkret sollen Unter-
nehmen mit weniger als 750 Beschäftigten von 
der Pflicht ausgenommen werden, Bestimmungen 
der Datenschutzgrundverordnung zu erfüllen. Sie 
müssten nur noch Aufzeichnungen über ihre Tätig-
keiten im Zusammenhang mit der Verarbeitung 
personenbezogener Daten erstellen, wenn diese 
ein hohes Risiko für die Rechte der betroffenen 
Personen darstellen. Zudem würden papierba-
sierte Anforderungen an Produkte, beispielsweise 
die Bereitstellung von Gebrauchsanleitungen in 
Papierformat abgeschafft. Sie sollen nur noch 
digital zur Verfügung gestellt werden. Insgesamt 
soll sämtliche Unternehmenskommunikation mit 
staatlichen Stellen digital zu leisten sein, um den 
Weg für einen papierlosen Binnenmarkt zu ebnen 
und die staatliche Digitalisierung voranzutreiben.

Weiterhin würden die Vorschriften der EU-Batterie
verordnung für diese Unternehmen nicht mehr 
gelten.iii, 48 Diese verpflichtet die Unternehmen 
dazu, Umwelt- und soziale Risiken bei der Beschaf-
fung, Verarbeitung und dem Handel von den 
wichtigsten Batterierohstoffen zu identifizieren, 
verringern und zu vermeiden. Die Registrierungs-
pflicht von Herstellern, die Produkte mit hoch 
klimaschädlichen fluorierten Treibhausgasen 
(F-Gase) im- oder exportieren wollen, entfiele für 
eine Vielzahl von Unternehmen.49

Unterstützer des Omnibusses: Der Verband 
Europäischer Familienunternehmen (European 
Family Business, EFB), der französische Verband 
mittelständischer Unternehmen (METI), der BDI.50

Kritiker des Omnibusses: Der europäische Ver-
braucher*innenschutzverband (BEUC): „Eine 
Vereinfachung der Vorschriften kann Europa 
zu schnellerem Handeln befähigen und sowohl 
Unternehmen als auch Verbraucher*innen zugu­
tekommen. Eine Vereinfachung darf jedoch kei­
nesfalls mit einer Absenkung der Standards 
gleichgesetzt werden. Eine Aufweichung der 
DSGVO könnte nicht nur die Verbraucher*innen­
rechte gefährden, sondern auch Rechtsunsicher­
heit für Unternehmen schaffen und deren Kosten 
in die Höhe treiben, falls sie sich an neue Vor­
schriften anpassen müssten.“ 51

Fazit: Mit diesem Omnibus werden viele Unter-
nehmen von entscheidenden Berichtspflichten 
ausgenommen. Diese sind aber notwendig, um 
sicherzustellen, dass Rechtsvorschriften einge-
halten werden. Das hat in diesem Fall u.a. Folgen 
für Datenschutzrechte von Verbraucher*innen, 
unser Klima und den Schutz von Menschenrechten 
entlang einer Lieferkette. Die Gefahr besteht, dass 
in Zukunft noch mehr Ausnahmen für diese Unter-
nehmenskategorie eingeführt werden.
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Omnibus-Paket V: Verteidigungsbereitschaft

iv	 Biozide sind chemische Substanzen und Produkte, die Schädlinge wie Insekten, Mäuse, Ratten, Algen, Pilze oder Bakterien bekämpfen.

v	 Registrierung, Bewertung, Zulassung und Beschränkung von Chemikalien

vi	 Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung von Stoffen und Gemischen

Betroffene Rechtsvorschriften: Europäische 
Vergaberegeln für öffentliche Aufträge im Bereich 
der Verteidigung, die EU-Chemikalien- und Biozid-
verordnungiv

Stand der Verhandlungen: Vorläufige Einigung 
zwischen Verhandler*innen von Rat, Europäischer 
Kommission und EU-Parlament (Juni 2026). Diese 
muss nun den offiziellen Abstimmungsprozess in 
Rat und EP durchlaufen.

Kernpunkte des Omnibusses: Ziel dieses 
Omnibusses ist es, einen gemeinsamen euro-
päischen Markt für Rüstungsgüter und Waffen-
handel zu schaffen. Damit soll die europäische 
„Verteidigungsbereitschaft“ angesichts der aktuellen 
geopolitischen Situation gestärkt werden. Der Vor-
schlag der Europäischen Kommission sieht unter 
anderem vor, nationalstaatliche Genehmigungen 
für den Verkauf rüstungsrelevanter (Vor-) Pro-
dukte abzubauen, um so den innereuropäischen 
Handel zu vereinfachen und zu beschleunigen.52 
EU-Mitgliedsstaaten sollen Ausnahmen von den 
EU-Chemikalienverordnungen REACH (Registra-
tion, Evaluation, Authorisation and Restriction of 
Chemicals)v und CLP (Classification, Labelling 
and Packaging)vi sowie der EU-Biozidverordnung 
erlassen können, wenn dies für die Verteidigungs- 
und Sicherheitsanforderungen notwendig ist. 
Auch unternehmerische Berichtspflichten über 
die Nutzung chemischer Stoffe können ausgesetzt 
werden, wenn es sich um vertrauliche Informa-
tionen handelt.53 Zudem sollen Verwaltungskosten 
für die Vergabe von Aufträgen an Rüstungsunter-
nehmen gesenkt und Genehmigungsverfahren 
beschleunigt werden, wobei die nationalstaatliche 
Einflussnahme zugunsten der Europäischen Kom-
mission eingeschränkt wird.54 Mit diesen und 
weiteren Plänen will die Kommission erreichen, die 
von ihr anvisierten 800 Milliarden Euro an Investi-
tionen in die europäische Rüstungsindustrie in den 
nächsten vier Jahren zu mobilisieren.55

Unterstützer des Omnibusses: Große Verbände 
der Rüstungsindustrie wie AeroSpace and Defence 
Industries Association of Europe (ASD), der 
Bundesverband der Deutschen Luft- und Raum-
fahrtindustrie (BDLI) und der Bundesverband der 
Deutschen Sicherheits- und Verteidigungsindustrie 
(BDSV)56 sowie große Player der europäischen 
Rüstungsindustrie: Leonardo, Airbus, SAAB, Safran 
und andere.57

Kritiker des Omnibusses: Mehr als 25 zivil
gesellschaftliche europäische Organisationen. Sie 
kritisieren, dass der Verteidigungsbereitschafts-
Omnibus weltweiten Waffenhandel verein-
facht sowie Umwelt- und Sicherheitsstandards 
schwächt.58

Das EU-weite Netzwerk Stop ReArm Europe: 
„Wir lehnen die Pläne der EU ab, zusätzlich 800 
Milliarden Euro für Rüstungsausgaben auszu­
geben. Das sind 800 Milliarden Euro, die gestohlen 
werden. Gestohlen von den Sozialleistungen, dem 
Gesundheitswesen, der Bildung, der Arbeitswelt, 
der Friedenskonsolidierung, der internationalen 
Zusammenarbeit, einem gerechten Wandel und 
der Klimagerechtigkeit.“ 59

Fazit: Omnibus V ist ein Geschenk an die Rüs-
tungsindustrie. Er baut nationalstaatliche Kontroll
mechanismen ab und erschwert die effektive 
Nachverfolgung von Einsatzorten fertiggestellter 
Waffen. Umwelt- und Gesundheitsschutz ordnen 
sich kurzfristigen Sicherheitsinteressen unter. 
Öffentliche Finanzen werden zugunsten von 
Rüstungsfinanzierung geschröpft.



14

Omnibus-Paket VI: Chemikalien

vii	 Der genaue Zeitraum ist noch strittig. Die Vorschläge schwanken zwischen einem bis zu 6,5 Jahren zusätzlich zur aktuellen Frist, die bei anderthalb Jahren liegt.

viii	 Das Vorsorgeprinzip ist ein Grundsatz, der darauf verweist, dass es besser ist, Maßnahmen zu ergreifen, bevor Schaden eintritt, bspw. für menschliche 
Gesundheit und unsere Umwelt. Das bedeutet bspw. das ein Unternehmen erst die Unbedenklichkeit eines potenziell schädlichen Produktes beweisen muss, 
bevor es auf den Markt kommt.

Betroffene Rechtsvorschriften: die Verordnung 
zur Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung 
von Stoffen und Gemischen (CLP), die EU-Kosmetik
verordnung, die EU-Düngemittelverordnung

Stand der Verhandlungen: Vorläufige Einigung 
zwischen Verhandler*innen von Rat, Europäischer 
Kommission und EU-Parlament (Juni 2026). Diese 
muss nun den offiziellen Abstimmungsprozess in 
Rat und EP durchlaufen.60

Kernpunkte des Omnibusses: Der Omnibus-
Vorschlag der Kommission gibt Unternehmen 
mehr Spielraum und längere Fristen bei der Kenn
zeichnung von Chemikalien auf Verpackungen, 
auch solchen, die als gefährlich für die menschliche 
Gesundheit und die Umwelt eingestuft wurden. 
Zudem sollen mehr Informationen nur noch digital 
zur Verfügung gestellt werden.61 Die Übergangs-
fristen für die Entfernung von Kosmetikprodukten 
mit Inhaltsstoffen, die neu als krebserregend, erb-
gutverändernd oder fortpflanzungsgefährdend ein-
gestuft werden, sollen verlängert werden.vii Damit 
wären diese länger auf dem Markt erhältlich.

Zudem sieht der Vorschlag weitere Ausnahmen 
und Verfahrensänderungen vor, die regulatorische 
Maßnahmen verzögern und die Verwendung von 
gefährlichen Stoffen ermöglichen.62 Ein Beispiel: 
Düngemittel, die in der EU produziert oder impor-
tiert werden, unterlägen nicht länger besonderen 
Berichtspflichten unter der Extended-REACH Ver-
ordnung, in denen dargelegt wird, dass sie kein 
Risiko für die menschliche Gesundheit und die 
Umwelt darstellen.63

Unterstützer des Omnibusses: Der Deutsche 
Verband der Chemischen Industrie (VCI)64, der 
Europäische Verband der chemischen Industrie 
(CEFIC), Business Europe und große Agrar- wie 
Chemiekonzerne.65

Kritiker des Omnibusses: Zahlreiche zivil
gesellschaftliche Organisationen, darunter Client 
Earth, die den Aushandlungsprozess dieses Omni-
busses kritisieren. Nicht nur, weil weder aus
reichende öffentliche Konsultation stattgefunden 
haben, noch eine Folgenabschätzung durchgeführt 
wurde, sondern auch, weil der Vorschlag der Kom-
mission der europäischen Grundrechte-Charta 
widersprechen könnte. Denn es sei nicht sicher-
gestellt, dass die Gesetzesänderungen Umwelt 
und menschlicher Gesundheit nicht schaden.66 
Diesbezüglich reichten Organisationen eine 
weitere Beschwerde bei der Bürgerbeauftragten 
der EU ein.67 Auch die Vereinten Nationen kriti-
sieren diesen Omnibus für seine Folgen in Bezug 
auf die sozialen Menschenrechte, wie das Recht 
auf Gesundheit, eine gesunde Umwelt und gute 
Nahrung, Kinderschutzrechte sowie auf den 
Zugang zu Informationen.68

Fazit: Dieser Omnibus untergräbt das Vorsorge-
prinzip.viii Er führt zu einer Verunsicherung der 
Verbraucher*innen hinsichtlich der Sicherheit von 
Alltagsprodukten, wie Zahnpasta, Cremes oder 
Seife und birgt potenzielle Gesundheitsrisiken. Die 
Schwächung von Verordnungen, um Kosmetik-
hersteller und andere Produzenten chemischer 
Produkte finanziell zu entlasten, erhöht langfristig 
die Kosten für die gesamte Bevölkerung und die 
öffentlichen Haushalte.
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Omnibus-Paket VII: Digitales

ix	 Die DSGVO ist ein europäisches Regelwerk für den Schutz personenbezogener Daten. Sie regelt wie Unternehmen und Behörden Daten verarbeiten dürfen, um 
den Schutz der Grundrechte und der Privatsphäre zu garantieren.

x	 Als „Brüssel Effekt“ wird bezeichnet, wenn außereuropäische Regierungen progressive Gesetze und Normen, bspw. zum Umwelt- oder Datenschutz, der EU 
übernehmen.

Betroffene Rechtsvorschriften: Das euro
päische „Digital-Acquis“, sprich sämtliche Regeln 
hinsichtlich digitaler Technologien, Cyber
sicherheit, Onlineplattformen und elektronischer 
Kommunikation sowie die EU-Verordnung über 
künstliche Intelligenz.69

Stand der Verhandlungen: In Verhandlung 
zwischen Rat, Europäischer Kommission und 
EU-Parlament. Über den Omnibusvorschlag zu 
künstlicher Intelligenz erreichten die Parteien 
Anfang Mai 2026 eine Einigung.

Kernpunkte des Omnibusses: Der Vorschlag 
der Kommission betrifft unter anderem die Daten-
schutzgrundverordnung (DSGVO)ix. Daten, bei 
denen Unternehmen nicht konkret identifizieren 
können, um wen es sich handelt, beispielsweise 
weil sie pseudonymisiert sind, würden nicht länger 
als „persönliche Daten“ gelten – selbst wenn 
andere Marktteilnehmer die Person dahinter iden-
tifizieren können. Das Recht auf Auskunft über 
die Nutzung persönlicher Daten durch Dritte 
würde eingeschränkt.70 Dem Vorschlag folgend 
wäre es schwerer, persönliche Daten davor zu 
schützen, dass Unternehmen sie zum Training von 
künstlicher Intelligenz nutzen. Automatisierte Ent-
scheidungen auf Basis eines Algorithmus würden 
zugelassen. Dies könnte beispielsweise die Ein-
schätzung von Kreditfähigkeit und den Zugang zu 
staatlichen Unterstützungsleistungen betreffen. 
Diese Entscheidungen müssten dann nicht mehr 
von Fachleuten überprüft werden. Das würde 
auch die Moderation von Kommentaren und 
Posts auf Online-Plattformen (content modera-
tion) betreffen. Die derzeitige obligatorische 
Zustimmung zu Cookies, die Unternehmen Aus-
kunft über unser Internetverhalten geben, würde 
durch flexiblere Vorgaben ersetzt.71 Während über 
diese Vorschläge nach wie vor verhandelt wird, 
haben Rat, Kommission und Parlament über den 
Omnibus zu künstlicher Intelligenz bereits eine 
Einigung erzielt. Dieser sieht u.a. vor, dass die Vor-
schriften zur Regelung über Hochrisiko-KI erst ab 

2. Dezember 2027 vollständig angewandt werden 
müssen. Dabei handelt es sich um Systeme, die 
ein signifikantes Potenzial für Gefahren und für 
Gesundheit, Sicherheit und soziale Grundrechte 
darstellen. Für einige Produkte, wie Spielzeuge und 
Aufzüge, gilt dies sogar erst ab 2. August 2028.72 
Bis dahin kann Hochrisiko-KI ohne entsprechende 
Sicherheitsvorkehrungen auf dem europäischen 
Markt vertrieben und angewandt werden.73

Unterstützer des Omnibusses: Microsoft, 
Google, DIGITALEurope, Insurance Europe und 
zahlreichen Unternehmen aus der IT-Branche.74

Kritiker des Omnibusses: Das European Digital 
Rights Network (EDRi), dem mehr als 50 zivil-
gesellschaftliche Organisationen Europas ange-
hören. EDRi bezeichnet den Omnibus als „Schritt, 
der die Grundfeste der in der EU gültigen Men­
schenrechte und Tech-Regeln entkernen würde.“75 
Außerdem Agustín Reyna, Generaldirektor von 
BEUC: „Verbraucher*innen wurde Vereinfachung 
als Unterstützung für die europäische Wirtschaft 
versprochen. Der Vorschlag der Kommission 
kann jedoch nur als Deregulierung zugunsten von 
BigTech verstanden werden.“ 76 Auch Amnesty 
International77 und weitere große Organisationen 
und Datenschutznetzwerke78 kritisieren den 
Omnibus. Politico spricht in Zusammenhang mit 
diesem Omnibus davon, dass der „Brüssel-Effekt“x 
tot sei, und Washington nun über die Geschwin-
digkeit der Deregulierung in Europa entscheiden 
würde.79

Fazit: Die enge Zusammenarbeit zwischen inter
national agierenden Unternehmen und euro-
päischen Entscheidungsträger*innen sticht bei 
diesem Omnibus besonders hervor. Die Vorschläge 
und der bereits vereinbarte KI-Omnibus sind 
Geschenke an BigTech und Co. Sie schwächen die 
Persönlichkeitsrechte von Internetnutzer*innen, 
weiten die Entscheidungsmacht von Algorithmen 
über sensible Themen aus und gefährden die 
Sicherheit von Verbraucher*innen in der EU.
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Omnibus-Paket VIII: Umwelt

Betroffene Rechtsvorschriften: Verschiedene 
Verordnungen, die die europäische Kreislauf
wirtschaft (u.a. die EU-Abfallrichtlinie), den 
Betrieb von Industrieanlagen (u.a. die Industrie
emissionsrichtl inie, die EU-Chemikalien
verordnung REACH), die Verarbeitung von 
Geodaten (INSPIRE-Richtlinie) und die Verpflich-
tung von Umweltverträglichkeitsprüfungen (u.a. 
die Habitat- und Vogelschutzrichtlinie und die 
Wasserrahmenrichtlinie) betreffen.

Stand der Verhandlungen: In Verhandlung 
zwischen Rat, Europäischer Kommission und EU-
Parlament.

Kernpunkte des Omnibusses: Der Vorschlag der 
Europäischen Kommission baut unterschiedlichste 
Umweltschutz- und Berichtspflichten ab. Einige 
Beispiele: Die Datenbank für besorgniserregende 
Stoffe in Produkten (SCIP, Substances of Concern 
In articles as such or in complex objects (Pro-
ducts)) soll abgeschafft und die Verpflichtung 
zur Meldung dieser Stoffe in Produkten aufge-
hoben werden. Tierhalter*innen und Aquakultur
betreiber*innen sollen von den Berichtspflichten 
hinsichtlich ihres Wasser-, Energie-, und Material
verbrauchs ausgenommen werden. Die Ver-
pflichtung, sicherere Ersatzstoffe für besonders 
schädliche Chemikalien zu suchen, soll abgeschafft 
werden. Energieintensive Unternehmen müssten 
keine Übergangsberichte mehr erstellen, in denen 
sie darlegen, wie sie Klimaneutralität und Kreislauf-
wirtschaft erreichen wollen.80 Umweltprüfungen 
und Richtlinien-relevante Berichtspflichten 
sollen digitalisiert, erstere zudem gestrafft und 
beschleunigt werden. Besonders sollen soge-
nannte strategische Projekte beschleunigt werden, 
die „zur Resilienz der EU sowie zur Dekarbonisie­
rung oder Ressourceneffizienz beitragen.“ 81

Unterstützer des Omnibusses: BDI82, Deutsche 
Industrie- und Handelskammer, die europäischen 
Handelskammern Eurochambres und Eurometaux 
sowie Copa-Cogeca.83

Kritiker des Omnibusses: ClientEarth, BirdLife, 
der WWF und das EEB, haben zusammen die Kam-
pagne „HandsOffNature“ ins Leben gerufen. Die 
im Rahmen dieser Kampagne veröffentlichte Peti-
tion wurde bereits von mehr 500.000 Menschen 
unterzeichnet.84 „Die Kommission verstößt gegen 
ihre eigenen Regeln, um die Gesetze zu kippen, die 
uns Sicherheit bieten. Das ist keine Vereinfachung, 
sondern Selbstsabotage. Es gefährdet unsere 
Gesundheit und unsere Umwelt, schwächt die 
Wettbewerbsfähigkeit Europas und stürzt Unter­
nehmen, die auf Rechtssicherheit angewiesen 
sind, ins Chaos. Für wen genau tun sie das?“, so 
Faustine Bas-Defossez von EEB.85 Die Europäische 
Gewerkschaft des öffentlichen Dienstes (EPSU, 
European Public Service Union) kritisiert zudem 
die Änderung in der EU-Abfallentsorgung, darunter 
die Abschaffung der SCIP. „Die zur Diskussion 
stehenden Maßnahmen hätten schwerwiegende 
Folgen für über eine Million Arbeitnehmer*innen 
in den Bereichen Abfallsammlung, -behandlung, 

-entsorgung und -verwertung in ganz Europa.” 86

Fazit: Dieser Omnibus baut wichtige Errungen-
schaften im Umwelt- und Gesundheitsschutz 
zugunsten von Einsparungen für Unternehmen 
ab. Weniger Berichtspflichten in diesem Bereich 
bedeuten zudem weniger Kontrollmöglichkeiten 
und weniger Aussichten, Verstöße überhaupt auf-
zudecken. Und das, obwohl die Europäische Union 
ihre selbstgesteckten Umweltziele bis 2030 wahr-
scheinlich nicht erreichen wird, wie ein Bericht 
der Europäischen Umweltagentur (EEA, Euro-
pean Environmental Agency) zeigte.87 Ein echtes 
Armutszeugnis für den europäischen Umwelt-
schutz.
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Omnibus-Paket IX: Automobilindustrie

Betroffene Rechtsvorschriften:  Die CO2-
Verordnung für PKW und leichte Nutzfahrzeuge, 
Richtlinien und Vorgaben, die die E-Mobilität 
betreffen.

Stand der Verhandlungen: In Verhandlung 
zwischen Rat, Europäischer Kommission und EU-
Parlament.

Kernpunkte des Omnibusses: Der Vorschlag 
der Kommission sieht u.a. vor, E-Autos bis zu 
einem Gewicht von 4,5 Tonnen von der Verpflich-
tung auszunehmen, Kontrollgeräte zur Einhaltung 
der Lenk- und Ruhezeiten sowie Geschwindigkeits-
begrenzer (bis 4,25 Tonnen) zu haben.88 Eine 
neue Unterkategorie für E-Autos wird geschaffen, 
die der „kleinen Elektrofahrzeuge“ (bis 4,2 Meter 
Länge). Diese sollen die ersten zehn Jahre von 
der Umsetzung neuer Sicherheitsanforderungen 
zur Verbesserung der Verkehrssicherheit ausge-
nommen werden. Konkret bedeutet das, dass die 
Autohersteller bis 2036 E-Autos auf den Markt 
bringen könnten, die den Sicherheitsstandards von 
2019 entsprechen (der letzten Überarbeitung der 
europäischen Verordnung über neue Fahrzeug
sicherheitssysteme).89

Ein Teil des Maßnahmenpaketes (das über den 
Omnibus an sich hinaus geht) sieht außerdem 
vor, Verbrennerautos auch nach 2035 zuzulassen, 
wenn diese 90 Prozent der Emissionen im Ver-
gleich zu 2021 einsparen und mit CO2-armem 
Stahl produziert wurden oder E-fuels und Agrar-
treibstoffe nutzen. Zudem sollen über 1,8 Milliarden 
Euro in die Entwicklung einer vollständigen EU-
Batterie-Wertschöpfungskette fließen (Battery 
Booster). Rechtsvorschriften, die den Automobil-
sektor betreffen, sollen in den kommenden Jahren 
verringert und Tests für alle neuen Autos und 
LKWs gestrafft werden, um Verwaltungsaufwand 
und Kosten für die Industrie zu senken.90

Unterstützer des Omnibusses: Der Gesamt-
verband der europäischen Automobilhersteller 
(ACEA, European Automobile Manufacturers‘ 
Association).91

Kritiker des Omnibusses: Zivilgesellschaft-
liche Organisationen, wie der Deutsche Natur-
schutzring, Transport & Environment92 und die 
Deutsche Umwelthilfe (DUH). Jürgen Resch, 
Bundesgeschäftsführer der DUH zum Automobil-
Omnibus: „Der Vorschlag der EU-Kommission 
ist ein Kniefall vor den in Klimafragen ignoranten 
deutschen Verbrenner-Konzernen, insbesondere 
von Mercedes-Benz, BMW und Volkswagen. Es 
geht um kurzfristige Profite mit klimaschädlicher, 
alter Technologie.“ 93

Der Gesamtverband der deutschen Versicherungs
wirtschaft94 und der Europäische Rat für Verkehrs
sicherheit (ETSC, European Transport Safety 
Council)95, kritisieren die Lockerung der 
Sicherheitsstandards für E-Autos und befürchten, 
diese könnten den hart erkämpften Fortschritt 
bei der Reduzierung von tödlichen und schweren 
Autounfällen aufs Spiel setzen. Der Verband für 
Emissionskontrolle und Klima (AECC, Association 
for Emission Control and Climate) befürchtet 
zudem, dass der Omnibus die Fortschritte im 
Bereich verbesserter Luftqualität untergraben 
und damit die Gesundheit von europäischen 
Bürger*innen gefährden könnte.96

Fazit: Dieser Omnibus ist ein gutes Beispiel 
dafür wie unter dem Deckmantel der Förderung 
sauberer Technologien einseitig Unternehmens
interessen bedient werden, die die Sicherheit von 
Verkehrsteilnehmer*innen, Arbeitnehmer*innen 
(in dem Fall Fahrer*innen) und die Gesundheit der 
Menschen in der EU aufs Spiel setzen. Damit würde 
die Europäische Kommission der dringlichen Mobi-
litätswende einen Bärendienst erweisen.
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Omnibus-Paket X: Sicherheit von Lebens- und Futtermitteln

xi	 Bei Pyrethroiden handelt es sich um synthetische Insektizide. Sie stehen im Verdacht, das menschliche Nervensystem zu schädigen und sind sehr giftige für 
Wasserlebewesen, aber auch größere Tiere wie Katzen.

Betroffene Rechtsvorschriften: Zehn unter-
schiedliche Gesetze und vier Richtlinien, die die 
Lebensmittel- und Futtermittelsicherheit betreffen, 
darunter die EU-Pestizid- und Biozidverordnung.

Stand der Verhandlungen: In Verhandlung 
zwischen Rat, Europäischer Kommission und EU-
Parlament.

Kernpunkte des Omnibusses: Die Europäische 
Kommission schlägt u.a. vor, die regelmäßigen 
Überprüfungen der Genehmigungen von Pestizid- 
und Biozidwirkstoffen auf ihre Umwelt- und 
Gesundheitsunbedenklichkeit, mit einigen wenigen 
Ausnahmen, abzuschaffen. Diese finden derzeit alle 
10 – 15 Jahre statt und haben dazu geführt, dass 
zahlreiche hochschädliche Pestizide vom Markt 
genommen wurden. Unbefristete Genehmigungen 
erhielten u.a. Substanzen wie das wahrscheinlich 
krebserregende Herbizid Glyphosat und das nerven
schädigende Insektizid Acetamiprid.97 Zudem sollen 
die Aufbrauchfristen nicht mehr zugelassener 
Pestizidprodukte um das Doppelte auf drei Jahre 
verlängert werden. Die Ausnahmeregeln für eine 
weitere Verwendung von Wirkstoffen, die aufgrund 
von Umwelt- und Gesundheitsschädlichkeit in der 
EU nicht länger genehmigt sind – wie bspw. hormo-
nell schädigende Wirkstoffe – sollen zudem deutlich 
ausgeweitet werden. Zulassungsprozesse für bio
logische Schädlingsbekämpfungsmittel sollen ver-
einfacht und beschleunigt werden. Allerdings wurde 
die Definition so ungenau gefasst, dass unter diese 
Kategorie auch synthetische Pestizide wie Pyreth-
roidexi fallen können. Die Verpflichtung, über deren 
Anwendung Daten zu erheben, würde abgeschafft, 
womit deren Kontrolle effektiv eingeschränkt würde. 
Die Versprühung von Pestiziden mit Drohnen soll 
generell zugelassen werden, wenn die Wirkstoffe 
explizit für diese Anwendung als geeignet einge-
stuft wurden. Eine kleine Verbesserung gäbe es bei 
den maximalen Rückstandswerten in importierten 
Lebensmitteln. Der Zugang zum europäischen Markt 
von mit hochschädlichen Pestiziden belasteten 
Produkten soll eingeschränkt werden, allerdings 
nur, wenn eine noch durchzuführende Folgen
abschätzung entsprechende Hinweise ergibt.98

Unterstützer des Omnibusses: Verband der 
chemischen Industrie (VCI)99, der Verband der 
Pestizidhersteller CropLife Europe100, zu dem u.a. 
BASF, Bayer und Syngenta gehören und weitere 
Saatgut- und Chemiekonzerne.

Kritiker des Omnibusses: Das Pesticide Action 
Network (PAN) Europe und eine breite Allianz 
zivilgesellschaftlicher, wissenschaftlicher, Wasser- 
und Landwirtschaftsorganisationen aus ganz 
Europa kritisieren den Omnibus-Vorschlag und 
fordern stattdessen, die EU-Pestizidgesetzgebung 
konsequent durchzusetzen. PAN Europe bemän-
gelt: „Anstatt den Übergang zu einer nachhaltigen 
Landwirtschaft zu beschleunigen, verstärkt der 
Vorschlag die Abhängigkeit von gefährlichen Che­
mikalien und bindet die EU an ein pestizidlastiges 
Agrarmodell, wodurch die Widerstandsfähigkeit 
der Agrarsysteme und die langfristige Ernährungs­
sicherheit gefährdet werden.” 101 Ein juristisches 
Gutachten im Auftrag von verschiedenen zivil-
gesellschaftlichen Organisationen, darunter dem 
DNR, PAN Deutschland und Client Earth kommt 
zudem zum Schluss, dass das Vorhaben wahr-
scheinlich gegen das Vorsorgeprinzip, EU-Verträge 
und die Europäische Grundrechte-Charta verstoße. 
Viele Stimmen aus der Wissenschaft, u.a. die Aka-
demie der Wissenschaften Leopoldina, kritisieren 
den Vorschlag der Kommission ebenfalls scharf, da 
das Schutzniveau des Umwelt- und Gesundheits-
schutzes abgeschwächt werden würde.102

Fazit: Dieser Omnibus ist ein weiterer Angriff auf 
das europäische Vorsorgeprinzip und eine Abkehr 
wissenschaftsbasierter Entscheidungen. Die Last 
der Überprüfung realer Risiken von Pestiziden 
und Bioziden wird auf europäische Behörden 
abgeschoben. Die nationalen Behörden werden 
geschwächt, während Produzenten zeitlich unbe-
grenzt ihre Mittel auf dem europäischen Markt ver-
kaufen können. Dadurch werden zwar die Kosten 
für Konzerne gesenkt, öffentliche Haushalte aber 
keineswegs entlastet. Eigentlich hatte sich die EU 
vorgenommen, die Pestizidnutzung bis 2030 um 
50% zu reduzieren. Dieser Omnibus bewirkt das 
Gegenteil.
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Und der Omnibus rollt weiter…

Die beschriebenen zehn Omnibusse sind erst der 
Anfang. Die Europäische Kommission hat bereits 
weitere Omnibusse angekündigt. Darunter ein 
Omnibus zur Vereinfachung der Rechtsvorschriften 
zu Energieerzeugnissen, ein Omnibus zur Besteuerung 
und einen „Bürger*innenomnibus“.103

Zudem will sie ihre Regeln zur „Besseren Rechts
setzung“ reformieren. Diese schreiben u.a. vor, dass 
Gesetzesinitiativen von öffentlichen Konsultationen 
und Folgenabschätzungen begleitet werden müssen.104 
Der Vorschlag der Kommission sieht vor, Gesetze 
prinzipiell zu vereinfachen, Konsultationsprozesse 
zu verkürzen und Folgenabschätzungen im Schnell-
durchlauf zu erstellen. Dies ist eine klare Antwort auf 
die Kritik zivilgesellschaftlicher Organisationen und 
der Bürger*innenbeauftragten der EU. Anstatt deren 
Kritik umzusetzen, verwässert sie die eigens gesetzten 
Regeln, um weitere Gesetzesänderungen im Schnell-
verfahren durchzupeitschen. Weiterhin schlägt sie 
einen „Aktionsplan für eine regulatorische Tiefen­
reinigung“ in 12 Fokusbereichen vor, der Aufschluss 
über die Omnibuspläne bis Ende 2027 gibt: Gesund-
heit und Lebensmittelsicherheit, Landwirtschaft, 
Verkehr, Energie, Klima, Umwelt, Wohnungswesen und 
Genehmigungsverfahren, freier Waren- und Dienstleis-
tungsverkehr, Finanzdienstleistungen, Zoll, Steuern, 
Digitales.105

Erwähnt werden muss auch das neue unternehmens-
rechtliche Regelungssystem „EU Inc.“ oder „28th 
Regime“, das im Rahmen des Kompasses für Wett
bewerbsfähigkeit vorgestellt worden ist.106 Dieses soll 
vereinheitlichte europäische Regeln für Unternehmen 
und auch für die Registrierung eines neuen Unter
nehmens bieten. Ein EU-Inc. Unternehmen könnte 
damit in nur 48 Stunden registriert werden, online 
versteht sich, und in sämtlichen EU-Ländern frei ope-
rieren. Briefkastenfirmen sind damit in Null Komma 
nichts erstellt. Wirtschaftskriminalität zu bekämpfen, 
wird so noch schwerer. Dazu auch die Bundesnotar-
kammer: „Digitale Selbstidentifizierung, wie sie der 
Verordnungsentwurf vorsieht, beschränkt sich auf 
einen automatisierten Datenabgleich und ist damit 
nicht gleichwertig. Die daraus resultierende Intrans­
parenz begünstigt Missbrauch, etwa den Erwerb von 
Gesellschaftsanteilen durch die Nutzung entwendeter 
Zugangsdaten („corporate hijacking“), und erhöht die 
Risiken von Steuerhinterziehung, Scheingesellschaften 
und Geldwäsche.“ 107

Grundlegende Informationen, zum Beispiel über die 
Anzahl von Beschäftigten, müssten nicht öffentlich 
gemacht werden. Auch ein Sitz in dem Land, wo das 
Unternehmen operiert, müsste es nicht geben.108 
Unter anderem Gewerkschaften haben sich sehr kri-
tisch zu diesem Vorhaben geäußert. UNI Europa 
nennt es einen „Freischein für Regime-Shopping“. 
Wenn einem Unternehmen die Arbeitsrechte in einem 
EU-Land nicht gefallen, kann es sich einfach in einem 
Land mit geringeren Standards registrieren, und zwar 
als europäisches Unternehmen, EU Inc.109 Dazu Oliver 
Roethig, Generalsekretär von UNI Europa: „EU Inc. ist 
ein Trojanisches Pferd. Es wurde als Unterstützung 
für Start-ups verkauft, hat sich jedoch zu einem 
umfassenden Angriff auf Arbeitnehmer*innenrechte 
und die Rechenschaftspflicht von Unternehmen ent­
wickelt. (…) Da Unternehmen die Möglichkeit haben, 
sich Länder mit niedrigeren Standards auszusuchen, 
besteht die Gefahr, dass unser europäisches Sozial­
modell, die Arbeitsbeziehungen und hochwertige 
Arbeitsplätze untergraben werden (…).“ 110
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Die Omnibusflotte kapern

Bild: Gabriel Vasiliu / Unsplash.com

Wir befinden uns an einem Wendepunkt europäischer Politik. Ein neuer 
„Brüsseler Konsensus“ ist auf dem Vormarsch.111 Galt die Europäische Union 
lange Zeit als Vorreiterin progressiver Gesetzgebung, bewegt sie sich mit ihren 
Omnibussen nur in eine Richtung: rückwärts.

Anstatt den Menschen, die in der EU leben, mehr 
Sicherheit zu geben, schaffen die europäischen Gesetz-
geber*innen zahlreiche Regeln und Berichtspflichten 
für Unternehmen ab oder verwässern diese stark. 
Gleichzeitig schränken sie die Kontrolle der Einhaltung 
von Schutzstandards ein. Damit untergräbt die Union 
auch ihre eigene Fähigkeit, regelnd einzugreifen. Denn 
die Omnibusse schwächen die Handlungsfähigkeit der 
27 Mitgliedstaaten und der europäischen Institutionen 
und damit auch die demokratische Einflussnahme 
und Teilhabe. Durch die Aufweichung von Gesetzen 
zum Umweltschutz untergraben sie den Europäischen 
Grünen Deal und die eigenen Ambitionen, bis 2050 kli-
maneutral zu werden. Auch für die öffentlichen Haus-
halte sind die Omnibusse ein schwerer Schlag. Denn die 
Kosten für Schädigungen von Umwelt und Gesundheit 

sowie die Verschärfung der Klimakrise durch Wirt-
schaftsunternehmen, werden auf sie abgewälzt und 
sollen von der Allgemeinheit getragen werden.

Die Omnibusse stehen für einen Paradigmenwechsel 
auf europäischer Ebene, hin zu einer Konzernunion. 
Dabei folgt die Europäische Kommission einer Emp-
fehlung des argentinischen Ministers für Deregulierung 
unter Javier Milei, Federico Sturzenegger: so viele Vor-
schriften und Sektoren wie möglich gleichzeitig der-
egulieren, um die Aufmerksamkeit der Gegner*innen 
zu zerstreuen.112 Um das „Teile und herrsche“-Prinzip 
dieser überbordenden Deregulierungswut zu durch-
brechen, bleibt den Menschen in der EU nur eins:  
Alle gemeinsam den Omnibus kapern!
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Wer ist PowerShift?

Wir zeigen Wege aus der Klimakrise. Unser Ziel ist eine ökologisch und sozial gerechte 
Welt. Mit umfassenden Recherchen durchleuchten wir politische Prozesse, benennen 
die Probleme eines ungerechten globalen Wirtschaftssystems und entwickeln 
Handlungsalternativen. Durch Advocacyarbeit bewegen wir Entscheidungsträger*innen 
in der Politik dazu, die nötigen politischen Rahmenbedingungen für Veränderung zu 
setzen. Wir führen Aktionen und Kampagnen durch und schmieden starke Netzwerke – 
mit anderen Organisationen, sozialen Bewegungen und Bürger*innen. 

Gemeinsam mischen wir uns ein!

power-shift.de

https://power-shift.de
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